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Bonn, den 6. November 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Flaggendiskriminierung 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, 
Dr. Müller-Hermann und Genossen 
- Drucksache VI/11 - 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Auswärtigen und für Wirtschaft wie folgt beant- 
wortet: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen zu ergreifen, 
welche geeignet sind, der Wettbewerbsbeeinträchtigung der 
Deutschen Dandelsflotto entgegenzuwirken? 

Die Bundesregierung wird alle ihr zu Gebote stehenden Mög- 
lichkeiten ausschöpfen, um einer Wettbewerbsbeeinträchtigung 
der deutschen Handelsflotte entgegenzuwirken. Sie handelt 
hierbei in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der OECD. 
Wenn sich die Notwendigkeit heraussteilen sollte, den Libera- 
lisierungskodex der OECD fortzuentwickeln, um freiere Hand 
für die Durchführung von Gegenmaßnahmen zu erhalten, wird 
sich die Bundesregierung hierfür einsetzen. 

2. Ist die Bundesregierung bereit, diesbezügliche Bestimmungen 
des Außenwirtschaftsgesetzes zu modifizieren? 

Das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) bietet bereits in der gelten- 
den Fassung (§§ 6 und 18) Handhaben, um wettbewerbsbehin- 
dernden oder wettbewerbsverfälschenden Maßnahmen anderer 
Länder und einer daraus resultierenden erheblichen Schädigung 
der deutschen Handelsflotte entgegenzuwirken. Nach dem 
AWG können allerdings nur Rechtsgeschäfte und Handlungen 
im Außenwirtschaftsverkehr verboten oder unter Genehmigung 
gestellt werden. Im vorliegenden Fall können insbesondere 
nach § 18 AWG Verträge über die Beförderung von Waren auf 
Schiffen fremder Flagge oder das Chartern von Seeschiffen 
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fremder Flagge beschränkt werden. Bei Erlaß solcher Abwehr- 
maßnahmen hat die Bundesregierung ihre internationalen Ver- 
pflichtungen und die handeis- und wirtschaftspolitische Gesamt- 
situation zu berücksichtigen sowie insbesondere voraussicht- 
liche Vorteile für unsere Handelsflotte mit möglichen Belastun- 
gen unseres Außenhandels abzuwägen. Nach diesen Kriterien 
prüft die Bundesregierung ständig, ob Schutzmaßnahmen mög- 
lich sind. Die Frage, ob durch eine Ergänzung des AWG ein 
wirksamerer Schutz der deutschen Handelsflotte erzielt werden 
könnte, wird derzeit von den zuständigen Ressorts eingehend 
geprüft. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, Kontakte mit den Partnerländern 
der EWG aufzunehmen, um über geeignete gemeinsame Maß- 
nahmen zum Schutz der beteiligten Handelsflotten zu beraten? 

Kontakte mit den an Fragen des Seeverkehrs interessierten 
Partnerländern der EWG bestehen bereits. In diesem Rahmen 
wird auch über geeignete Maßnahmen zum Schutz der beteilig- 
ten Handelsflotten beraten. In den laufenden Erörterungen des 
GATT über die Beseitigung nichttarifärer Handelshemmnisse 
hat sich die EWG gegen Flaggendiskriminierung bereits nach- 
drücklich ausgesprochen. 


Leber 
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